
Aktenzeichen: 4 AZR 158/79
Bundesarbeitsgericht 4. Senat

I. Arbeitsgericht Weiden

II. Landesarbeitsgericht 
Nürnberg

Urteil vom 10. März 1982
Az. 4 AZR 158/79
Urteil vom 28. September 1977
Az. 3 Ca 251/77
Urteil vom 10. April 1978
Az. 4 Sa 592/77

Für die Amtliche Sammlung: Ja
Für die Fachpresse: Ja

Entscheidungsstichvi/ort :

Änderungskündigung und Tarifanwendung

Gesetz: KSchG 1969 § 2, § 17; TVG §§ 1, 3, 4; BetrVG
1972 § 102; BMT-G II § 52

Leitsätze: 1. Änderungskündigungen sind unwirksam, wenn
im Zeitpunkt des Zuganges ein Kündigungsver- 
bot besteht.

2. Besteht kein Kündigungsverbot, ist zu prü­
fen, ob bei Zugang der Änderungskündigung 
sonstige tarifliche Vorschriften entgegen­
stehen; dabei ist auch zu berücksichtigen, 
von weichem Zeitpunkt an die vertraglichen 
Bedingungen geändert werden sollen und ob 
diese Änderung dann zulässig ist.

3. Der Massenentlassungsschutz des § 17 KSchG 
gilt nicht für Änderungskündigungen, die 
von den Arbeitnehmern unter dem Vorbehalt 
ihrer sozialen Rechtfertigung angenommen 
sind.

4. Der Betriebsrat ist vor dem Ausspruch von 
Änderungskündigungen anzuhören. Dabei ist 
er über das Änderungsangebot zu unterrich­
ten.
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4 AZR 158/79 
4 Sa 592/77 Nürnberg

Verkündet am 
10. März 1982 Im Namen des Volkes!
Haust,
Regierungsobersekretärin 
als Urkundsbeamter Urteil
der Geschäftsstelle In Sachen

pp.
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pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 10. März 1982 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Neumann, die Richter Dr. Feiler und Dr. 
Etzel sou/ie den ehrenamtlichen Richter Preuße und die eh­
renamtliche Richterin Bahr für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Nürnberg vom 10. April 
1978 - 4 Sa 592/77 - in der Kostenentscheidung 
und insou/eit aufgehoben, als es nicht die Kläger 
N und R betrifft.
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zur an-

- 3 -

In diesem Umfang u/ird der Rechtsstreit 
derweiten Verhandlung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s tand:

Die Kläger, die der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr (ÖTV) als Mitglieder angehören, sind 
seit vielen, einige seit über 30 Jahren bei der Beklagten 
als Busfahrer beschäftigt. Die Beklagte betreibt u.a. die 
Personenbeförderung mit Kraftomnibussen im Linienverkehr.

Unter dem 18. April 1972 beantragte die Beklagte ihre 
Aufnahme in den Landesarbeitgeberverband bayerischer Gemein 
den e.V. (LAV) mit Wirkung vom 1. Mai 1972 "unter dem Vor­
behalt, daß zwischen dem LAV und der Gewerkschaft Öffentli­
che Dienste, Transport und Verkehr ein Bezirkstarifvertrag 
abgeschlossen wird, wonach im Bereich der E alle tarif­
lichen Vorschriften, die der LAV oder seine Spitzenorgani­
sation auf Bundesebene, die VKA, abgeschlossen hat, mit Aus 
nähme des § 55 BAT und des § 52 BMT-G II angewendet werden" 
Gleichzeitig erteilte die Beklagte dem LAV folgende Voll­
macht :

"Die "E " S GmbH T
ermächtigt hiermit den Landesar­

beitgeberverband bayer. Gemeinden e.V. Mün­
chen zu Verhandlungen in ihrem Namen mit der 
Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport 
und Verkehr mit dem Ziele, einen Bezirksta­
rifvertrag nach dem Entwurf vom 6. März 1972 
abzuschließen."

Daraufhin wurde unter dem 21. April 1972 folgender Ta­
rifvertrag abgeschlossen:
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"Zwischen
dem Landesarbeitgeberverband bayer. Gemein­
den e.V., Sitz München, vertreten durch den 
Vorsitzenden, bevollmächtigt durch die "E 
S GmbH, T ,
einerseits
und
der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Trans­
port und Verkehr, Landesbezirk Bayern, Sitz 
München, vertreten durch den Bezirksvorstand
sowie
der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft, Lan 
desverband Bayern, Sitz München
andererseits
wird folgendes vereinbart:

§ 1
Für die Angestellten und Arbeiter der "E " 
S GmbH, T ,
finden der Bundesangestelltentarifvertrag 
(BAT) vom 23. Februar 1961 - mit Ausnahme 
des § 53 Abs. 3 und des § 55 - in der für 
die kommunalen Arbeitgeber jeweils geltenden 
Fassung bzw. der Bundesmanteltarifvertrag 
für Arbeiter gemeindlicher Verwaltungen und 
Betriebe (BMT-G II) vom 31. Januar 1962 in 
seiner jeweils geltenden Fassung - mit Aus­
nahme des § 52 - sowie die einschlägigen er­
gänzenden Tarifverträge in ihrer jeweiligen 
Fassung oder die an ihre Stelle tretenden Ta 
rifverträge Anwendung.
Protokollerklärunq:
Es besteht Einvernehmen zwischen den Tarif­
vertragsparteien, daß der persönliche Gel­
tungsbereich der einzelnen Tarifverträge im 
Bereich der "E " S
GmbH derselbe ist, wie im Bereich der übri­
gen Mitglieder des Landesarbeitgeberverban­
des bayer. Gemeinden e.V.

§ 2
Dieser Bezirkstarifvertrag tritt mit dem 
Wirksamwerden der Mitgliedschaft der "E "
S GmbH, T ,
beim Landesarbeitgeberverband bayer. Gemein-

5
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5

den e.V. in Kraft. Er kann beiderseits mit 
einer Frist von drei Monaten jeweils zum En­
de eines Kalendervierteljahres, frühestens 
zum 31, Dezember 1974, schriftlich gekündigt 
werden. "

Unter dem 13. Mai 1972 teilte der LAU der Beklagten 
mit, sein Präsidium habe den Aufnahmeantrag der Beklagten 
genehmigt. Damit sei der Beitritt rechtswirksam zum 1. Mai 
1972 vollzogen, da der erforderliche Bezirkstarifvertrag 
am 21. April 1972 abgeschlossen worden sei.

Ab 1. Januar 1973 wurde der LAU in "Kommunaler Arbeit­
geberverband Bayern" (KAU) umbenannt. Mit Schreiben vom 26. 
Juni 1976 erklärte die Beklagte ihren Austritt aus dem KAU 
zum 31. Dezember 1976.

Unter dem 25. März 1977 kündigten sowohl die Beklagte 
als auch der KAU den Tarifvertrag vom 21. April 1972 gegen­
über der Gewerkschaft ÖTU zum 30. Juni 1977.

Mit Schreiben vom 22. März 1977 unterrichtete die Be­
klagte den Betriebsrat von ihrer Absicht, gegenüber dem Fahr­
personal zum 30. Juni 1977 Änderungskündigungen mit dem Ziel 
der Reduzierung der Uergütungen der Kläger auszusprechen. 
Dringende betriebliche Erfordernisse seien der Grund für 
die angestrebte Senkung der Lohnkosten. Angestrebt werde 
der Abschluß eines Haustarifvertrages mit der Gewerkschaft 
ÖTU. Falls hierbei keine Einigung erzielt werde, sei die 
Beklagte bereit, die Arbeitsverhältnisse unter Anwendung 
des für die gewerblichen Arbeitnehmer des privaten Omnibus­
gewerbes in Bayern gültigen Lohntarifvertrages Nr. 2 vorerst 
aufrechtzuerhalten. Den geplanten Änderungskündigungen wi­
dersprach der Betriebsrat der Beklagten mit Schreiben vom 
28. März 1977.

Mit gleichlautenden Schreiben vom 30. März 1977, die 
an diesem Tage auch zugingen, sprach die Beklagte gegenüber 
den Klägern zum 30. Juni 1977 Kündigungen zum Zwecke der
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Änderung der Arbeitsverträge aus. Gleichzeitig bot sie ihnen 
an, die Arbeitsverträge ab 1. Juli 1977 auf der Grundlage 
des für die Arbeitnehmer des privaten Omnibusgewerbes in 
Bayern geltenden Lohntarifvertrages \i/eiterzuführen. Dieses 
Angebot nahmen die Kläger in einer gleichlautenden, der Be­
klagten am 12. April 1977 zugegangenen Erklärung unter dem 
Vorbehalt der sozialen Rechtfertigung der Änderungskündi­
gungen an.

Die Kläger haben vorgetragen, die Änderungskündigungen 
verstießen gegen zwingende tarifliche Vorschriften des Bun­
desmanteltarifvertrages für Arbeiter der Gemeinden (BMT-G 
II) und der dazu ergangenen Monatslohntarifverträge. Die 
Kündigungen seien auch wegen Verstoßes gegen § 17 KSchG un­
wirksam. Ferner sei der Betriebsrat nicht ordnungsgemäß an­
gehört worden. Schließlich seien die Kündigungen auch nicht 
durch dringende betriebliche Erfordernisse bedingt. Der Be­
klagten sei nämlich vom bayerischen Staatsminister für Wirt­
schaft und Verkehr finanzielle Hilfe zugesagt worden.

Die Kläger haben demgemäß beantragt

festzustellen, daß die Änderung der Ar­
beitsbedingungen durch die Änderungskün­
digung vom 30. März 1977 sozial ungerecht­
fertigt ist.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie 
hat vorgetragen, die Kündigungen verstießen nicht gegen ta­
rifliche Vorschriften, weil ihre Bindung an den Tarifver­
trag vom 21. April 1972 durch die Kündigung des Tarifver­
trags zum 30. Juni 1977 geendet habe. Auch andere Rechts­
vorschriften seien nicht verletzt. Die Betriebsbedingtheit 
der Änderungskündigungen ergebe sich aus dem Bericht des 
bayerischen Prüfungsverbandes.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen und den 
Streitwert auf DM 168.288,51 festgesetzt. Auf die Berufung 
der Kläger hat das Landesarbeitsgericht bei unverändertem
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Streitwert festgestellt, daß die Änderung der Arbeitsbedin­
gungen durch die den Klägern ausgesprochenen Änderungskün­
digungen vom 30. März 1977 rechtsunwirksam ist. In der Re­
visionsinstanz sind die Klagen der Kläger N und
R von den übrigen Verfahren abgetrennt und durch
Vergleich erledigt worden. Hinsichtlich der übrigen Kläger 
verfolgt die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag weiter. 
Die Kläger beantragen Zurückweisung der Revision.

Entscheidunqsqründe:

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung 
des Berufungsurteils, soweit die Klage in der Revisionsin­
stanz noch anhängig ist, und in diesem Umfang zur Zurück­
verweisung an das Landesarbeitsgericht. Mit der vom Landes­
arbeitsgericht gegebenen Begründung kann der Klage nicht 
stattgegeben werden.

Entgegen der Auffassung der Kläger sind die Änderungs­
kündigungen der Beklagten vom 30. März 1977 nicht wegen Ver­
stoßes gegen tarifliche Vorschriften unwirksam. Die Vorschrift 
des § 52 Abs. 1 BMT-G II greift hier nicht ein. § 52 Abs.
1 BMT-G II lautet: "Nach einer Beschäftigungszeit von mehr 
als 15 Jahren kann das Arbeitsverhältnis durch den Arbeit­
geber nur aus einem wichtigen Grunde gekündigt werden." Ob 
eine Kündigung nach dieser tariflichen Vorschrift unzulässig 
ist, richtet sich nach den Verhältnissen im Zeitpunkt des 
Zugangs der Kündigung. Der Zeitpunkt des Zugangs der Kündi­
gung ist nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
und der nahezu einhelligen Meinung im Schrifttum für die 
Beurteilung maßgebend, ob eine Kündigung sozialwidrig ist 
(vgl. BAG AP Nr. 14 zu § 102 BetrVG 1972; KR-Becker, § 1 
KSchG Rz. 156; Hueck, KSchG, 10. Aufl. 1980, § 1 Rz. 154, 
jeweils mit weiteren Nachweisen), ob eine außerordentliche 
Kündigung wirksam ist (vgl. BAG AP Nr. 57 zu § 626 BGB; KR- 
Hillebrecht, § 626 BGB Rz. 69 mit weiteren Nachweisen), ob 
die Kündigung der Zustimmung der Haupt fürsorgestelle nach
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§§ 12 ff. SchwbG bedarf (vgl. BAG AP Nr. 5 zu § 12 SchwbG; 
Jung-Cramer, SchwbG, § 12 Rz. 1; KR-Etzel, vor §§ 12 bis 
19 SchwbG Rz. 19), ob eine Kündigung gegen das mutterschutz­
rechtliche Kündigungsverbot des § 9 MuSchG verstößt (vgl.
BAG AP Nr. 10 zu § 130 BGB; Bulla-Buchner, MuSchG, 3. Aufl. 
1981, § 9 Rz. 114 f.; a.A. KR-Becker, § 9 MuSchG Rz. 70, 
wenn das Kündigungsschreiben vor Ablauf der Mutterschutz- 
frist abgesandt wird, aber erst nach deren Ablauf zugeht; 
a.A. auch Gröninger-Thomas, MuSchG, § 9 Anm. 6 b: Abgabe 
der Kündigungserklärung ist stets maßgebend). Der sachliche 
Grund hierfür liegt darin, daß die Kündigungserklärung ge­
mäß § 130 BGB erst mit ihrem Zugang wirksam u/ird (vgl. auch 
BAG AP Nr. 10 zu § 130 BGB; Bulla-Buchner, aaO, § 9 Rz. 114) 
Dann aber ist es gerechtfertigt, grundsätzlich alle materiel 
len und damit auch tariflichen Wirksamkeitsvoraussetzungen 
einer Kündigung nach den Verhältnissen im Zeitpunkt des Zu­
gangs der Kündigung zu beurteilen. Etwas anderes gilt nur 
dann, wenn die Wirksamkeit der Willenserklärung, mit der 
die Kündigung ausgesprochen wurde, in Rede steht, wenn sich 
eine kündigungsrechtliche Vorschrift gegen die Abgabe der 
Willenserklärung richtet oder vor Abgabe der Kündigungser­
klärung bestimmte rechtliche Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen (vgl. zum letzteren BAG 27, 331 = AP Nr. 7 zu § 102 
BetrVG 1972).

Die Vorschrift des § 52 BMT-G II stellt keine bestimm­
ten Anforderungen an die Abgabe der Kündigungserklärung.
Ob sie im vorliegenden Fall eingreift, ist daher nach den 
Verhältnissen im Zeitpunkt des Zugangs der Änderungskündi­
gung (30. März 1977) zu beurteilen. In diesem Zeitpunkt war 
sie auf das Arbeitsverhältnis der Parteien nicht anwendbar. 
Denn zumindest kraft der Mitgliedschaft der Beklagten im 
KAV (früherer Name: LAV) Bayern und der Mitgliedschaft der 
Kläger in der Gewerkschaft ÖTV galten die Vorschriften des 
Tarifvertrages vom 21. April 1972 zwischen den Parteien zu­
nächst unmittelbar und zwingend (§ 4 Abs. 1 Satz 1 TVG). 
Dabei kann offenbleiben, ob es sich bei dem Tarifvertrag 
vom 21. April 1972 um einen Firmentarifvertrag handelte,
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den der LAU Bayern als Bevollmächtigter der Beklagten ab­
schloß, oder um einen Bezirkstarifvertrag, den der LAV Bay­
ern im eigenen Namen für den Betrieb der Beklagten abschloß. 
Der Tarifvertrag ist jedenfalls wirksam. Er trat nach sei­
nem § 2 mit dem Wirksamwerden der Mitgliedschaft der Beklag­
ten im LAU Bayern in Kraft, Aufgrund des Aufnahmeantrags 
der Beklagten vom 18. April 1972 und des Aufnahmebescheids 
des LAU Bayern vom 15. Mai 1972 vi/ar die Beklagte mit Wir­
kung vom 1. Mai 1972 Mitglied des LAU Bayern geworden. Seit- 
diesem Zeitpunkt galten die Uorschriften des Tarifvertrags 
vom 21. April 1972 demgemäß für die Beklagte und ihre tarif- 
gebundenen Arbeitnehmer. Danach war für die Arbeiter der 
Beklagten die Geltung des § 52 BMT-G II ausdrücklich aus­
geschlossen .

Die Kläger und die Beklagte waren zwar kraft ihrer Or­
ganisationszugehörigkeit auch an den BMT-G II gebunden (vgl.
§ 2, § 3 Abs. 1 TUG). Zwischen dem BMT-G II und dem Tarif­
vertrag vom 21. April 1972 besteht aber insoweit eine Ta­
rifkonkurrenz, weil beide Tarifverträge für den Betrieb der 
Beklagten und die dort beschäftigten Mitglieder der Gewerk­
schaft ÖTU gelten und dieselben Arbeitsbedingungen regeln 
(vgl. Wiedemann-Stumpf, Tarifvertragsgesetz, 5. Aufl. 1977,
§ 4 Rz. 152). Die vorliegende Tarifkonkurrenz ist nach dem 
Grundsatz der Spezialität zu lösen. Dieser besagt, daß bei 
Tarifkonkurrenzen jeweils der Tarifvertrag gültig sein soll, 
der den Erfordernissen und Eigenarten des betreffenden Be­
triebs und der darin tätigen Arbeitnehmer am besten gerecht 
wird (vgl. BAG 3, 351 = AP Nr. 2 zu § 4 TUG Tarifkonkurrenz; 
BAG AP Nr. 11 zu § 4 TUG Tarifkonkurrenz). Das ist im Zwei­
fel der Tarifvertrag, der dem Betrieb räumlich, betrieblich, 
fachlich und persönlich am nächsten steht (BAG AP Nr. 2 zu 
§ 16 BMT-G II; Wiedemann-Stumpf, aaO, § 4 Rz. 165). Im vor­
liegenden Fall findet demnach der auf den Betrieb der Be­
klagten begrenzte Tarifvertrag als der den Parteien räum­
lich näherstehende Tarifvertrag gegenüber dem BMT-G II An­
wendung. Die Uorschrift des § 52 BMT-G II ist damit gemäß 
§ 2 des Tarifvertrages vom 21. April 1972 unanwendbar.
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An dieser Rechtslage hat sich durch den Austritt der 
Beklagten aus dem KAU Bayern mit Wirkung vom 31. Dezember
1976 nichts geändert. Handelte es sich bei dem Tarifvertrag 
vom 21. April 1972 um einen Firmentarifvertrag, galt er un­
beschadet des Austritts der Beklagten aus dem KAU Bayern 
mit unmittelbarer und zwingender Wirkung weiter und trat 
erst aufgrund der Kündigung der Beklagten mit Ablauf des 
30. Juni 1977 außer Kraft. Handelte es sich hingegen bei 
dem Tarifvertrag vom 21. April 1972 um einen Bezirkstarif­
vertrag, blieb die Tarifbindung der Beklagten gemäß § 3 Abs. 
3 TUG über den 31. Dezember 1976 hinaus bestehen. Dabei kann 
offen bleiben, wann diese Tarifbindung endete. Denn mit der 
Beendigung der Tarifbindung der Beklagten an den ßezirks- 
tarifvertrag konnte wegen der dann fehlenden Organisations­
zugehörigkeit der Beklagten § 52 BMT-G II nicht mehr mit 
unmittelbarer und zwingender Wirkung auf das Arbeitsverhält- 
nis der Parteien Anwendung finden.

Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts ver­
stoßen die Änderungskündigungen der Beklagten vom 30. März
1977 auch nicht gegen die gemäß § 20 Abs. 2 BMT-G II abge­
schlossenen Monatslohntarifverträge. Die einschlägigen Mo­
natslohntarifverträge zum BMT-G II galten zwar zunächst zwi­
schen den Parteien als Firmentarifvertrag oder Bezirkstarif- 
vertrag mit unmittelbarer und zwingender Wirkung (§ 4 Abs.
1 Satz 1 TUG), da diese Tarifverträge nach ihrer Überschrift 
ausdrücklich "zum BMT-G" abgeschlossen wurden und deshalb 
im Sinne von § 1 des Tarifvertrages vom 21. April 1972 als 
den BMT-G II "ergänzende Tarifverträge" anzusehen sind. Fer­
ner trifft es zu, daß die Beklagte mit ihren Änderungskün­
digungen eine Senkung der Löhne unter die Mindestlöhne der 
Monatslohntarifverträge zum BMT-G II erstrebte. Der mit den 
Änderungskündigungen erstrebten Senkung der Löhne auf das 
Lohnniveau des Lohntarifvertrages für die gewerblichen Ar­
beitnehmer des privaten Omnibusgewerbes in Bayern mit Wir­
kung vom 1. Juli 1977 standen jedoch Uorschriften der Mo­
natslohntarifverträge zum BMT-G II nicht entgegen. Denn spä­
testens ab 1. Juli 1977 galten zwischen den Parteien sol-
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che tariflichen Vorschriften nicht mehr mit zwingender Wir­
kung. Auch insoweit kann offenbleiben, ob der Tarifvertrag 
vom 21. April 1972 als Bezirkstarifvertrag oder Firmenta­
rifvertrag zu qualifizieren ist. Handelte es sich um einen 
Firmentarifvertrag, ist er durch die fristgerechte Kündi­
gung der Beklagten vom 25. März 1977 mit Ablauf des 30. Ju­
ni 1977 außer Kraft getreten, so daß seine Normen ab 1. Ju­
li 1977 nicht mehr mit zwingender Wirkung, sondern nur noch 
kraft Nachwirkung weitergalten und insoweit durch einzel- 
vertragliche Vereinbarungen ersetzt werden konnten (§ 4 Abs. 
5 TVG; Wiedemann-Stumpf, aaO, § 4 Rz. 194, 196).

Falls es sich bei dem Tarifvertrag vom 21. April 1972 
aber um einen Bezirkstarifvertrag gehandelt haben sollte, 
galt dieser nach dem Austritt der Beklagten aus dem KAV Bay- 
ern ab 1. Januar 1977 nur noch deshalb mit unmittelbarer 
und zwingender Wirkung weiter, weil § 3 Abs. 3 TVG die Fort­
dauer der Tarifgebundenheit vorschreibt, bis der Tarifver­
trag endet (vgl. auch Wiedemann-Stumpf, aaO, § 3 Rz. 28).
Die Tarifbindung der Beklagten an den insoweit weitergel­
tenden Monatslohntarifvertrag zum BMT-G II endete jedoch 
spätestens am 16. März 1977, als der bisherige Monatslohn­
tarifvertrag durch einen neuen Monatslohntarifvertrag Nr.
8 mit Wirkung vom 1. Februar 1977 ersetzt wurde. Nach die­
sem Zeitpunkt galten die Vorschriften des bisherigen Monats­
lohntarifvertrages allenfalls noch in entsprechender Anwen­
dung von § 4 Abs. 5 TVG kraft Nachwirkung weiter (vgl. Wie­
demann-Stumpf, aaO, § 3 Rz. 37) und konnten damit jederzeit 
durch eine einzelvertragliche Vereinbarung ersetzt werden. 
Der neue Monatslohntarifvertrag Nr. 8 konnte mangels Orga­
nisationszugehörigkeit der Beklagten für die Arbeitsverhält­
nisse der Parteien nur noch dann Wirkung entfalten, wenn 
es sich bei dem Tarifvertrag vom 21. April 1972 um einen 
Firmentarifvertrag handelte, oessen zwingende Wirkung dann 
aber am 30. Juni 1977 endete.

Es kann offenbleiben, ob und inwieweit ab 1. Juli 1977 
der über den 30. Juni 1977 hinaus weitergeltende BMT-G II 
gemäß § 3 Abs. 3 TVG noch unmittelbar und zwingend auf die
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ArbeitsVerhältnisse der Parteien einwirkte oder ob die Ta­
rif gebundenheit der Beklagten an alle Vorschriften des BMT-G 
II - außer § 52 - aufgrund der Änderungen einiger Vorschrif­
ten des BMT-G II durch den Tarifvertrag vom 16. März 1977 
endete (vgl. zum Problemstand Wiedemann-Stumpf, aaO, § 3 
Rz. 36). Auch wenn der BMT-G II gemäß § 3 Abs. 3 TVG über 
den 30. Juni 1977 hinaus auf das Arbeitsverhältnis der Par­
teien grundsätzlich Anwendung fand, galten jedenfalls die 
Vorschriften nicht mehr unmittelbar und zwingend weiter, 
die nach dem Austritt der Beklagten aus dem KAV Bayern ge­
ändert wurden. Denn zumindest insoweit war eine Beendigung 
des Tarifvertrages eingetreten. Zu den außer Kraft getre­
tenen Vorschriften gehörte auch der durch den Tarifvertrag 
vom 16. März 1977 abgelöste bisherige Monatslohntarifver­
trag. Dessen Vorschriften konnten also auch über eine Wei­
tergeltung des BMT-G II nicht mehr unmittelbar und zwingend 
auf die ArbeitsVerhältnisse der Parteien einwirken.

Die Beklagte durfte auch schon am 30. März 1977 (Zu­
gang der Änderungskündigungen) die Lohnänderungen ab 1. Ju­
li 1977 anstreben. Für die Frage, ob die mit einer Änderungs­
kündigung erstrebte Änderung der Arbeitsbedingungen gegen 
tarifliche Vorschriften verstößt, sind die Verhältnisse beim 
Zugang der Kündigung maßgebend. Schon aus Gründen der Rechts­
sicherheit muß in diesem Zeitpunkt feststehen, ob die kün­
digende Partei mit ihrer Kündigung ein rechtlich zulässiges 
Ziel erstrebt. Andererseits ist für die Beurteilung der Zu­
lässigkeit der erstrebten Änderung der Arbeitsbedingungen 
ein früherer Zeitpunkt nicht gerechtfertigt, da die Kündi­
gungserklärung erst mit ihrem Zugang wirksam wird (§ 130 
Abs. 1 BGB). Das bedeutet, daß zu prüfen ist, ob im Zeit­
punkt des Zugangs der Kündigung eine Änderung des Arbeits­
vertrages, wie sie mit der Änderungskündigung erstrebt wird, 
tariflich zulässig ist. Hierbei ist der Zeitpunkt zugrunde 
zu legen, von dem an der Arbeitsvertrag geändert werden soll. 
Auf die Frage, ob der Arbeitsvertrag schon vom Zugang der 
Kündigung an mit sofortiger Wirkung im erstrebten Sinne ge-
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ändert werden kann, kommt es nicht an, wenn - wie vorlie­
gend - mit der Änderungskündigung ein solches Ziel nicht 
verfolgt y/ird. Nur wenn im Zeitpunkt des Zugangs der Kün­
digung für ordentliche Kündigungen ein tarifliches Kündi­
gungsverbot bestanden hätte, müßte dieses Verbot beachtet 
werden und würde dann auch zur Unwirksamkeit der vorliegen­
den Änderungskündigungen führen. Ein solches Kündigungsver­
bot bestand aber nicht. Beim Zugang der Kündigung am 30.
März 1977 konnten die Parteien für die Zeit ab 1. Juli 1977 
einen neuen Lohn wirksam vereinbaren, der unter den Lohn­
sätzen des Monatslohntarifvertrages zum BMT-G II lag. Denn 
am 30. März 1977 stand bereits fest, daß der Monatslohnta­
rifvertrag zum BMT-G II ab 1. Juli 1977 nicht mehr mit un­
mittelbarer und zwingender Wirkung zwischen den Parteien 
galt und insoweit durch eine einzelvertragliche Vereinbarung 
ersetzt werden konnte. Hierbei kann wiederum offenbleiben, 
ob der Tarifvertrag vom 21. April 1972 als Firmentarifver­
trag oder Bezirkstarifvertrag zu qualifizieren ist. Infol­
ge der Kündigung des Tarifvertrages vom 23. März 1977 durch 
die Beklagte stand am 30. März 1977 fest, daß der Tarifver­
trag als Firmentarifvertrag am 30. Juni 1977 endete. Han­
delte es sich um einen Bezirkstarifvertrag, endete die Ta­
rifbindung hinsichtlich des Lohns bereits durch den Abschluß 
des Monatslohntarifvertrages Nr. 8 vom 16. März 1977, wie 
oben ausgeführt wurde. Dasselbe gilt, soweit es um die Ta­
rifbindung an den BMT-G II geht.

Entgegen der Auffassung der Kläger verstoßen die Ände­
rungskündigungen auch nicht gegen § 17 KSchG. Im Betrieb 
der Beklagten sind weniger als 60 Arbeitnehmer beschäftigt. 
Damit sind Entlassungen von mehr als fünf Arbeitnehmern ge­
mäß § 17 Abs. 1 KSchG dem Arbeitsamt anzuzeigen. Der Senat 
geht davon aus, daß Kündigungen unwirksam sind, wenn die 
Anzeige durch den Arbeitgeber unterbleibt (vgl. Hueck, aaO,
§ 18 Rz. 10; KR-Gröninger, § 17 KSchG Rz. 100). Die Anzei­
gepflicht gilt grundsätzlich auch bei Änderungskündigungen 
(BAG AP Nr. 9 zu § 15 KSchG; Hueck, aaO, § 17 Rz. 13; KR- 
Gröninger, § 17 KSchG Rz. 41). Ebenso wie nach § 15 KSchG
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a.F. ist auch nach § 17 KSchG n.F. die Anzeige nicht vor 
Ausspruch der Kündigung, sondern erst vor der Entlassung 
zu erstatten. Unter Entlassung ist hierbei nicht schon die 
arbeitgeberseitige Kündigung, sondern erst die damit beab­
sichtigte Folge zu verstehen, nämlich die Beendigung des 
ArbeitsVerhältnisses (BAG AP Nr. 9 zu § 15 KSchG mit wei­
teren Nachweisen). Der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts 
hat hierbei zu den früheren §§ 15, 16 KSchG darauf hinge­
wiesen, daß die Vorschriften über die Anzeigepflicht des 
Arbeitgebers bei Massenentlassungen bezweckten, den Arbeits­
markt vor Überforderungen zu schützen und die Arbeitsämter 
rechtzeitig auf einen bevorstehenden Zustrom von Arbeits­
suchenden aufmerksam zu machen (BAG AP Nr. 9 zu § 15 KSchG). 
Auf diesen Zweck kommt es bei Änderungskündigungen aber nur 
dann an, wenn die betroffenen Arbeitnehmer die ihnen ange­
botene Vertragsänderung ausgeschlagen haben. Nur in diesem 
Fall kommt es auch zu einer Entlassung und damit zu einer 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Nehmen die Arbeitneh­
mer aber - wie im vorliegenden Fall - die Änderungskündi­
gungen unter Vorbehalt ihrer sozialen Rechtfertigung an, 
steht fest, daß es damit nicht zu einer Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses kommt. Deshalb entfällt hier eine Anzei­
gepflicht des Arbeitgebers (KR-Gröninger, § 17 KSchG Rz.
41 mit weiteren Nachweisen). Schwierigkeiten, die für den 
Arbeitgeber dadurch entstehen können, daß er unter Umstän­
den bis kurz vor dem Entlassungstermin nicht weiß, ob die 
betroffenen Arbeitnehmer das Änderungsangebot mit oder ohne 
Vorbehalt annehmen oder die angebotene Vertragsänderung aus- 
schlagen, so daß es zu einer Massenentlassung im Sinne von 
§ 17 KSchG kommt, kann der Arbeitgeber dadurch begegnen, 
daß er rechtzeitig eine vorsorgliche Anzeige erstattet (vgl. 
BAG AP Nr. 9 zu § 15 KSchG; Hueck, aaO, § 17 Rz. 13; KR-Grö­
ninger, § 17 KSchG Rz. 42). Darauf kommt es vorliegend aber 
nicht an, da keiner der betroffenen Arbeitnehmer das Ände­
rungsangebot der Beklagten ausgeschlagen hat.

Die Änderungskündigungen sind entgegen der Auffassung 
der Kläger auch nicht wegen nicht ordnungsgemäßer Anhörung
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des Betriebsrats unwirksam. Dem Betriebsrat sind die Kün­
digungsgründe mitzuteilen (§ 102 Abs. 1 Satz 2 BetrVG). Das 
gilt auch für Änderungskündigungen, selbst wenn - wie vor­
liegend - die betroffenen Arbeitnehmer das Angebot zur Än­
derung des ArbeitsVertrags unter Vorbehalt der sozialen Recht­
fertigung annehmen. Da sich der Arbeitnehmer nach Ausspruch 
der Kündigung für oder gegen die Annahme des Angebots ent­
scheiden kann, es somit nie von vornherein auszuschlieöen 
ist, daß es zu einem Beendigungsrechtsstreit kommt, muß der 
Betriebsrat vor jeder Änderungskündigung gehört werden. Wenn 
der Arbeitnehmer nach Ausspruch der Änderungskündigung sein 
Einverständnis zu den vorgeschlagenen neuen Arbeitsbedingun­
gen erklärt oder wenn er sich darauf beschränkt, nur die 
soziale Rechtfertigung der Änderung der Arbeitsbedingungen 
anzugreifen, dann führt die Kündigung zwar letztlich nicht 
zur Auflösung des ArbeitsVerhältnisses. Das ändert aber nichts 
daran, daß eine auf eine mögliche Beendigung des Arbeits­
verhältnisses zielende Kündigung zunächst ausgesprochen und 
deshalb das Anhörungsverfahren nach § 102 BetrVG einzuhal­
ten war (KR-Etzel, § 102 BetrVG Rz. 30; KR-Rost, § 2 KSchG 
Rz. 114, jeweils mit weiteren Nachweisen; a.A.: Fitting-Auf- 
farth-Kaiser, BetrVG, 13. Aufl., § 102 Rz. 2 a; Meisel, BB 
1973, 944). Zu den nach § 102 Abs. 1 Satz 2 BetrVG mitzutei­
lenden Kündigungsgründen gehört bei einer Änderungskündigung 
neben den für die Kündigung maßgebenden Gründen zwingend 
auch die Unterrichtung über das Änderungsangebot (KR-Rost,
§ 2 KSchG Rz. 115; a.A. Hueck, aaO, § 2 Rz. 10, der dies 
nicht in jedem Fall für zwingend hält). Das folgt aus dem 
Sinn und Zweck des Anhörungsverfahrens. Der Betriebsrat soll 
hierdurch, insbesondere durch die Mitteilung der Kündigungs­
gründe, in die Lage versetzt werden, selbst zu prüfen, ob 
die Kündigung berechtigt ist oder Widerspruch erhoben werden 
soll. Nur wenn der Betriebsrat bei Änderungskündigungen die 
angebotenen neuen Arbeitsbedingungen kennt, kann er die Trag­
weite der Kündigung für den betreffenden Arbeitnehmer beur­
teilen und insbesondere prüfen, ob er gegebenenfalls der 
Kündigung nach § 102 Abs. 3 Nrn. 3 bis 5 BetrVG widerspre­
chen soll. Erscheinen dem Betriebsrat die angebotenen neuen
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Arbeitsbedingungen angemessen, wird er auf sein Widerspruchs­
recht nach § 102 Abs. 3 Nrn. 3 bis 5 BetrVG verzichten. Hält 
er die neuen Arbeitsbedingungen jedoch für unangemessen, 
wird er prüfen müssen, ob der betreffende Arbeitnehmer im 
Sinne von § 102 Abs. 3 Nrn. 3 bis 3 BetrVG anderweitig ein­
gesetzt werden kann. Das macht es erforderlich, daß ihm das 
beabsichtigte Änderungsangebot vom Arbeitgeber unterbreitet 
wird.

Diesen Anforderungen genügt die Unterrichtung des Be­
triebsrats durch die Beklagte. Die Beklagte hat dem Betriebs­
rat mit Schreiben vom 22. März 1977, das dem Betriebsrat 
auch an diesem Tage zuging, mitgeteilt, daß sie Änderungs­
kündigungen des Fahrpersonals zum 30. Juni 1977 beabsich­
tige. Sie hat hierbei auf einen Prüfbericht des bayerischen 
Prüfungsverbandes öffentlicher Kassen in München verwiesen, 
nach welchem die Liquidation der Beklagten nur zu vermeiden 
sei, wenn durch Rationalisierungs- und Einsparungsmaßnahmen, 
insbesondere durch eine Senkung des Lohntarifs die wirtschaft­
liche Lage der Gesellschaft entscheidend verbessert werden 
könne. Deshalb wolle sie eine Senkung der Tariflöhne errei­
chen, strebe den Abschluß eines Haustarifvertrags mit der 
ÖTV an und wolle den Lohntarifvertrag des privaten Omnibus­
gewerbes in Bayern anwenden, wenn ein solcher Haustarifver­
trag nicht zustande komme. Damit hat die Beklagte den Be­
triebsrat ausreichend über die beabsichtigten Änderungskün­
digungen unterrichtet. Entgegen der Auffassung der Kläger 
sind hierbei auch die angebotenen neuen Arbeitsbedingungen 
ausreichend konkretisiert worden. Nach dem Gesamtzusammen­
hang der Mitteilung der Beklagten ist diese so auszulegen, 
daß sie zunächst den Lohn nach dem Lohntarifvertrag des pri­
vaten Omnibusgewerbes anbiete und garantiere, aber den Ab­
schluß eines Haustarifvertrags mit der ÖTV anstrebe. Damit 
war der Betriebsrat in die Lage versetzt, zur Angemessenheit 
dieser Arbeitsbedingungen Stellung zu nehmen.

Somit hängt die Wirksamkeit der Änderungskündigungen 
davon ab, ob sie im Sinne von § 1 KSchG sozial gerechtfer­
tigt sind. Das wird das Landesarbeitsgericht im Rahmen sei-
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nes Beurteilungsspielraums zu prüfen und zu entscheiden ha­
ben .

Das Landesarbeitsgericht wird auch über die in der Re­
visionsinstanz entstandenen Kosten mitzuentscheiden haben.

Dr. Neumann Dr. Feiler hat Urlaub Dr. Etzel
Dr. Neumann

Preuße Bahr
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